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Vorwort

Der Nahost-Konflikt ist ein Dauerbrenner. Zum Staat Israel, 
zu Palästina und den Ursachen des Konflikts hat jeder und 
jede in Deutschland eine dezidierte Meinung und äußert diese 
auch nach Belieben – gefragt und ungefragt. Dass der jüdi-
sche Staat die Hauptschuld und -verantwortung für die ange-
spannte Lage trägt, scheint selbstverständlich. Die festen 
Überzeugungen und emotionalisierten Haltungen zum Kon-
flikt gehen aber meist mit beängstigender Unkenntnis über 
die komplexe Situation selbst und über die Vielschichtigkeit 
des israelisch-palästinensischen sowie israelisch-arabischen 
Konflikts einher. Während in Deutschland die ‚Israel-Kritik‘ 
breit zu vernehmen ist, will von deren bisweilen antisemiti-
schem Gehalt kaum jemand etwas wissen. Noch im Septem-
ber 2015 beklagte sich der Entertainer Dieter Hallervorden 
in einem Lied anlässlich seines 80. Geburtstags darüber, dass 
man schnell des Antisemitismus bezichtigt werde, wenn man 
den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanyahu 
nicht möge. Günter Grass hatte dieselbe Position bereits vor 
einigen Jahren in dem als Gedicht getarnten Appell Was gesagt 
werden muss zum Ausdruck gebracht. Die Liste an Prominenten, 
die endlich einmal ihre Haltung zu Israel offen herausschreien 
möchten, daran aber scheinbar gehindert werden, ließe sich 
lange fortsetzen. Darin kommt ein in der deutschen Gesell-
schaft weit verbreitetes Ressentiment zum Ausdruck, das sich 
auch nicht dadurch von seinen Behauptungen abbringen lässt, 
dass Günter Grass’ ‚Gedicht‘ parallel in der Süddeutschen Zei-
tung, El Pais und La Repubblica erschien, also ein Millionen-
publikum erreichte. Dass Dieter Hallervorden sein Gepöbel 
gegen „die Lügenpresse“, Spekulanten, die „kriegslüsternen 
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Amis“, Netanyahu und seinen impliziten Vergleich zwischen 
Israel und der DDR nicht im ZDF vortragen durfte, gilt vielen 
als Zensur und bringt dem Video doch in nur einem Monat 
fast 400.000 Klicks auf  Youtube.
Vor diesem Hintergrund ist Micha Brumliks Essay Wann, 
wenn nicht jetzt eine wichtige Intervention. Er reflektiert auf  
die aktuelle politische und gesellschaftliche Situation in Israel 
und macht deutlich, dass eine Solidarität mit dem Land kei-
neswegs eine Unterstützung aller Regierungsentscheidungen 
bedeutet. Brumlik argumentiert dabei von einem für die deut-
schen Leserinnen und Leser ungewöhnlichen Standpunkt 
aus: dem der jüdischen Diaspora. Sowohl in der deutschen 
als auch in der amerikanischen Diaspora steht das Verhält-
nis zum Staat Israel mehr denn je zur Disposition. Brumlik 
rekapituliert wichtige jüdische Beiträge der letzten Jahre und 
bettet die gesamte Diskussion zugleich in die jüdische Geis-
tesgeschichte ein. Dadurch erhält sein Essay eine analytische 
Tiefenschärfe, die sich bislang kaum in der erhitzten Debatte 
über den Nahost konflikt und Israel finden lässt. Der Autor 
legt die Vielfalt und die permanente Veränderung jüdischer 
Lebensrealitäten in der Diaspora ebenso dar wie das ambiva-
lente Verhältnis vieler Juden zum Zionismus im Verlauf  des 
20. Jahrhunderts. Er erläutert die Verbindung zwischen Zio-
nismus und Messianismus und lässt bedeutende Protagonisten 
der zionistischen Bewegung in einem neuen Licht erscheinen. 
Dabei zeigt Brumlik zugleich, wie vielfältig die Positionen in 
der Entstehungsphase des Zionismus waren und wie weit sie 
alle doch von der kaum lösbaren, festgefahrenen gegenwärti-
gen Situation entfernt sind. Insofern mutet sein Plädoyer für 
einen binationalen oder besser: biethnischen Staat mit Bezug-
nahme auf  so unterschiedliche Persönlichkeiten wie Theodor 
Herzl, Wladimir Jabotinsky und Martin Buber sowohl uto-
pisch als auch konsequent realpolitisch an. Niemals blendet er 
aber – und das unterscheidet Brumliks Position von den meis-
ten anderen – die existenzielle Bedrohung Israels durch das 
iranische Atomprogramm aus seinen Überlegungen aus.
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Dass die Debatte um die Zukunft Israels innerhalb der jüdi-
schen Diaspora – oder gar eine mögliche Lösung des Nahost-
Konflikts – dem Antisemitismus in Deutschland nichts von 
seiner Vehemenz nehmen dürfte, musste der jüdische Intel-
lektuelle Micha Brumlik, dessen Eltern 1933 in die Schweiz 
geflohen und bald nach Gründung der Bundesrepublik wieder 
zurückgekehrt waren, in der Vergangenheit immer wieder 
schmerzlich erfahren. Antisemitische Anfeindungen schei-
nen für Juden, die mit einer Kippa durch die Straßen Berlins 
laufen, zum Alltag zu gehören. Auch wegen dieser Aktualität 
des Antisemitismus in Deutschlands ist Brumliks Essay eine 
so zeitgemäße wie dringende Einmischung in die politische 
Debatte. 

Damit fügt sich der Band optimal in die Reihe Relationen. 
Essays zur Gegenwart ein. In der Reihe erscheinen Essays, die 
sich mit ganz unterschiedlichen Themen aus dem politischen, 
künstlerischen und kulturellen Spektrum beschäftigen sowie 
politische Auseinandersetzungen und Praktiken der Gegen-
wart in den Blick nehmen. Das verbindende Element der 
Reihe ist bei aller thematischen Breite immer der politische 
Gegenwartsbezug. 

David Jünger, Jessica Nitsche und Sebastian Voigt
Berlin / Düsseldorf  / München, Oktober 2015
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1. Israel und die Diaspora: Die aktuelle Krise

Die Wiederwahl Benjamin Netanyahus 2015 fiel mit dem vier-
ten Jahrestag des Beginns des syrischen Bürgerkriegs zusam-
men. Während die Gründung des Staates Israel in mehr als 
60 Jahren 700.000 palästinensische Araber zu Flüchtlingen 
machte und in sechs Kriegen mit dem Tod einiger Tausend 
Soldaten und Zivilisten auf  beiden Seiten einherging, kos-
tete der syrische Bürgerkrieg nach Angaben der UN aus dem 
Jahr 2015 in vier Jahren 250.000 Menschen das Leben und 
führte bisher zum Flüchtlingselend von zwölf  Millionen 
Menschen. 
Die nackten Zahlen belegen, dass es sich bei diesen Kon-
flikten um unvergleichliche Größen in humanitärer Hinsicht 
handelt. Dass freilich der Palästinakonflikt die politische Ein-
bildungskraft nicht nur in Deutschland so viel stärker beschäf-
tigt als alle sonstigen Konflikte auf  der Welt, liegt keineswegs 
daran, dass er der Schlüssel zur Lösung aller Probleme der 
Region wäre. Es liegt vielmehr daran, dass Israel ein von Juden 
gegründeter Staat ist und als eine Reaktion auf  die von Deut-
schen und anderen Europäern vollzogene Ermordung von 
sechs Millionen europäischen Juden gilt. 
Während der syrische Bürgerkrieg eine aktuelle, wenn auch 
verdrängte Katastrophe darstellt, erweist sich der Israel/
Palästina-Konflikt als ein mentales, normatives Problem ins-
besondere für westliche Staaten, vor allem aber für Deutsch-
land. Während es in Syrien um Hilfe und Unterstützung von 
Flüchtlingen und Verletzten, um das Vermeiden weiteren 
Tötens gehen müsste, geht es bei Palästina/Israel (nur) um 
vernünftige, im besten Sinne moralische Haltungen. Das hat 
niemand anders als Kanzlerin Merkel zum Ausdruck gebracht, 
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als sie im Jahre 2008 vor der Knesset die Sicherheit Israels zur 
deutschen Staatsräson erklärte. 
Was ist dieses Bekenntnis nach Netanyahus glaubwürdiger 
Absage an eine ‚Zwei-Staaten Lösung‘ – nach der Wahl nur 
halbherzig relativiert – noch wert? Stellt es noch immer ein 
Bekenntnis zu Israel als ‚jüdischem Staat‘ dar? Als ein ‚jüdi-
scher‘ Staat, der offenbar noch nicht ‚jüdisch‘ genug ist – 
warum sonst wäre die vorherige Regierung Netanyahu am 
Plan einer ‚Jewish Nation Bill‘, also einem Gesetz, das Israel 
zum „Jüdischen Staat“ erklären sollte, gescheitert? Die Ironie 
der Geschichte will es, dass ausgerechnet Netanyahu und 
seine Likudpartei mitsamt ihren rechtsextremen bzw. klerika-
len Satelliten gezeigt haben, dass Israel de facto ein binationa-
ler, ein jüdisch/arabischer Staat ist. Sofern es – was durchaus 
im Bereich des Möglichen gelegen hatte – in Jerusalem 2015 
zu einer großen Koalition gekommen wäre, hätte die ‚Ver-
einigte Liste‘, ein Zusammenschluss arabischer Parteien mit 
14 Sitzen, die Führung der Opposition übernommen. Dieser 
Fall ist freilich nicht eingetreten.
Nach seinem unerwartet deutlichen Wahlsieg im März 2015 
vollzog Benjamin Netanyahu zwei symbolische Handlungen, 
die für die Zukunft des Judentums in und außerhalb Israels 
wenig Gutes verheißen. Er besuchte die Klagemauer in Jerusa-
lem und ließ sich dabei filmen, wie er einen Zettel in die Außen-
mauer des herodianischen Tempels – dem letzten Rest des 
Prachtbaus eines hellenistischen Tyrannen – steckte. Fromme 
Juden schreiben auf  diese Zettel persönliche, Familie und 
Gesundheit betreffende Bitten, manche auch politische Wün-
sche. Der orthodoxe Philosoph und Chemiker Yeshayahu Lei-
bowitz (1903–1994, Träger des renommierten Israel Preises) 
forderte angesichts dieser abergläubischen, götzendieneri-
schen Praxis, das ganze Gemäuer in die Luft zu sprengen. 
Noch schwerwiegender als Netanyahus Zettel dürfte frei-
lich eine von der hiesigen Presse kaum beachtete mündliche 
Äußerung des Premiers anlässlich dieses Besuchs sein: „Here 
in this place“, so Netanyahu, „I am awed by the historical 
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significance of  a people renewing itself  in its homeland after 
4000 years.“1 Indem er seinen Wahlsieg, den er der eindeu-
tigen Ablehnung jeder Zwei-Staaten-Lösung verdankte, mit 
einer Erneuerung des jüdischen Volkes gleichsetzte, beschwor 
er nicht nur einen nationalreligiösen Mythos, sondern unter-
mauerte damit seine wiederholt geäußerte Absicht, die besetz-
ten palästinensischen Gebiete nie mehr zurückzugeben. Diese 
Absicht hatte er schon vor seiner Reise nach Washington – 
ebenfalls mit einem Besuch an der Klagemauer – bekundet; 
auch sonst nahm er in vielen Reden Bezug auf  die Geschichte 
des im Herzen des Westjordanlandes gelegenen Hebron und 
der biblischen Erzväter.
Das aber ist mythische Politik in eben dem Sinne, in dem Ser-
biens Führer Slobodan Milošević einst das Amselfeld und 
in dem deutsche Vertriebenenverbände Ostpreußen und die 
Marienburg beschworen. Netanyahus Mythos wird übrigens 
von keiner historischen Forschung gedeckt, sondern erweist 
sich als purer Fundamentalismus: Als ‚Juden‘ sind Juden keine 
viertausend Jahre lang bekannt: Ausweislich der biblischen 
Bücher, vor allem des Schriftpropheten Jeremija (44,1) – er 
wirkte im 7. Jahrhundert vor der Zeitrechnung sowie des 
Buches Ester (3,6) – es entstand wahrscheinlich im 3. Jahr-
hundert – waren ‚Juden‘ die dem Gott Israels verpflichteten 
exilierten Bewohner der persischen Provinz Yehud. Es war 
der Prophet Jeremija, der den in die Verbannung Geführten 
zurief: „Suchet das Wohl der Stadt, in die ich Euch in die Ver-
bannung geführt habe und betet für sie zu Gott, denn in ihrem 
Wohl wird auch Euer Wohl liegen“ ( Jer 29,7) und der damit 
als Erster eine Theologie und Theorie der jüdischen Dia-
spora artikulierte. Sie aber ist heute aktueller denn je. Denn 
mit seiner Absage an einen palästinensischen Staat und seinen 

1 Zit. n. Herb Keinon: Netanyahu at Western Wall: I’m Honored by Election 
Win, Will Do Everything to Protect Israel. In: Jerusalem Post, 18.03.2015. http://
www.jpost.com/Israel-Elections/Netanyahu-at-Kotel-I-am-honored- 
by-election-win-and-will-do-everything-to-protect-Israel-394322   (Zugriff  
am 05.10.2015).

http://www.jpost.com/Israel-Elections/Netanyahu-at-Kotel-I-am-honored-by-election-win-and-will-do-everything-to-protect-Israel-394322
http://www.jpost.com/Israel-Elections/Netanyahu-at-Kotel-I-am-honored-by-election-win-and-will-do-everything-to-protect-Israel-394322
http://www.jpost.com/Israel-Elections/Netanyahu-at-Kotel-I-am-honored-by-election-win-and-will-do-everything-to-protect-Israel-394322


14

Plänen, Israel per Gesetz zum Staat der jüdischen Nation zu 
erklären, hat Netanyahu bewusst und gezielt die universalis-
tischen, moralischen Werte des Judentums aufgekündigt. Im 
Buch Exodus (23,9) schon werden die Kinder Israel ermahnt, 
Fremde nicht zu bedrängen, waren sie doch selbst Fremde 
in Ägypten! Weil Netanyahu außerdem im Wahlkampf  
vor den zur Wahl gehenden ‚Arabermassen‘ gewarnt hatte, 
bemerkte die israelische Politikerin Shelly Yachimovich, eine 
Sozialdemokratin, über diese Äußerungen, dass kein west-
licher Politiker sich jemals trauen würde, derart rassistisch 
daherzureden. 
Was aber für die westlich liberalen, die aufgeklärten Bürger 
Israels gilt, gilt allemal für die größte jüdische Diaspora, dieje-
nige in den USA. Zwar ist nicht zu bezweifeln, dass sich mit 
den Jahren ein stetig wachsender Anteil jüdischer Amerikaner 
den konservativen Republikanern angenähert hat, gleichwohl 
stehen Juden in den USA traditionell den Demokraten nahe 
und werden daher dem Staat Israel in seiner jetzigen politi-
schen Verfassung langsam aber sicher ihre Solidarität entzie-
hen. So schrieb Peter Beinart, Politologe und prominenter 
Kritiker der israelischen Regierung nach der Wahl in Haaretz 
über ihre Bedeutung: 

It means loving Israel more than ever, and opposing its government 
more than ever. It means accepting that, for now at least, the peace pro-
cess is over and the pressure process must begin.2

Entzug der Solidarität? Mit einer Ausnahme – den mögli-
chen (genozidalen) iranischen Nuklearwaffen. Juden haben 
nach Adolf  Hitlers frühen Ankündigungen leidvoll erfah-
ren müssen, dass Vernichtungsdrohungen nicht nur leeres 
Geschwätz, sondern ernsthafte Vorhaben darstellen können. 
Daher steht die jüdische Diaspora auch dort, wo sie sich in 
großem Selbstbewusstsein mit wachsendem Antisemitismus 

2 Peter Beinart: With Netanyahu’s Reelection, the Peace Process Is Over 
and the Pressure Process Must Begin. In: Haaretz, 19.03.2015. http://www.
haaretz.com/opinion/.premium-1.647682 (Zugriff  am 30.09.2015).

http://www.haaretz.com/opinion/.premium-1.647682
http://www.haaretz.com/opinion/.premium-1.647682
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in ihren jeweiligen Ländern auseinandersetzt, in einer para-
doxen Situation: So sehr viele, keineswegs alle Juden der Dia-
spora Netanyahus nationalistische, verbalrassistische Politik 
ablehnen, so sehr sind sie doch nach den Erfahrungen des 
Holocaust mit Blick auf  Leben und Überleben der israeli-
schen Juden und damit der nichtjüdischen Bewohner Israels 
und Palästinas mit dem israelischen Staat solidarisch. Gleich-
wohl ist für die nahe Zukunft mit einer wachsenden Ent-
fremdung zwischen dem jüdischen Israel und der jüdischen 
Diaspora sowie mit zunehmenden Konflikten innerhalb der 
jüdischen Diaspora zu rechnen: keineswegs nur in den USA, 
sondern auch in Europa, zumal in Deutschland.
Was sind überhaupt Juden, was ist das Judentum? Dazu 
werden heute mehrere Vorschläge diskutiert: das Judentum 
als Religion, als Konfession, als Glaubens- sowie als ‚Schick-
salsgemeinschaft‘. Die religiöse Definition leidet daran, dass 
keineswegs der größte Teil der weltweit etwa zwölf  Millio-
nen Juden intensiv gläubig ist, Tora lernt, regelmäßig Got-
tesdienste besucht und sich strikt an Festtage und häusliche 
Rituale hält; zweitens das Judentum als ethnische Nation 
im Sinne des Volksbegriffs des späten 18. Jahrhunderts, als 
Sprach- und Herkunftsgemeinschaft; drittens als eine ‚Kultur‘, 
die – wie erst kürzlich die israelischen Autoren Amos Oz und 
Fania Oz-Salzberger in ihrem Buch Juden und Worte nachwei-
sen wollten – eine einzigartige, Jahrtausende alte Literal-, eine 
Buch- und Schrifttradition aufweist.3 Viertens wird das Juden-
tum als ‚Schicksalsgemeinschaft‘ verstanden: als eine Groß-
gruppe von Menschen, die ohne scharfe Trennlinien durch 
teils geteilte Traditionen, Anfeindungen der Umwelt sowie 
ein vages Gemeinschaftsbewusstsein zusammengehalten 
wird.
Die israelische Krise, die von Benjamin Netanyahu und 
seinen Koalitionspartnern ausgelöst wurde, resultiert primär 
aus Diskussionen um das oben erwähnte, immer noch nicht 

3 Amos Oz / Fania Oz-Salzberger: Juden und Worte. Berlin: Suhrkamp 2013.
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verabschiedete Gesetz, nach dem der Staat Israel zum ‚Staat 
des jüdischen Volkes‘ erklärt werden würde. Ziel dieses Geset-
zes sollte es u. a. sein, Israels arabischen Nachbarn, vor allem 
den Palästinensern, zu verdeutlichen, dass eine friedensstif-
tende Anerkennung Israels nur dann vorliege, wenn der Staat 
Israel als ‚jüdischer Staat‘ und nicht lediglich als faktischer, im 
Rahmen des internationalen Rechts bestehender Staat und im 
Rahmen noch zu verhandelnder Grenzen existierender Staat 
anerkannt wird. Radikalere Varianten des damaligen Geset-
zesentwurfs, von Netanyahus noch weiter rechts stehenden 
Koalitionspartnern eingebracht, zielten zudem darauf, Ara-
bisch als bisher zweite Amtssprache aufzuheben und damit 
die nichtjüdischen Bürger zu Bürgern zweiter Klasse zu 
degradieren.
Die Vertreter der von Netanyahu Ende 2014 entlassenen, im 
weitesten Sinne liberalen Koalitionspartner, der ehemalige 
Finanzminister Yair Lapid und die ehemalige Justizministe-
rin Tsipi Livni, argumentierten dagegen, dass das, was dieses 
Gesetz im besten Fall zum Ausdruck bringen kann, ohnehin 
schon in der als Verfassung geltenden israelischen Unabhän-
gigkeitserklärung von 1948 steht. Dort heißt es: 

Der Staat Israel […] wird auf  den Grundlagen der Freiheit, Gleichheit 
und des Friedens, im Lichte der Weissagungen der Propheten Israels 
gegründet sein; er wird volle soziale und politische Gleichberechti-
gung aller Bürger ohne Unterschied der Religion, der Rasse und des 
Geschlechts gewähren; er wird die Freiheit des Glaubens, des Gewissens, 
der Sprache, der Erziehung und Kultur garantieren; er wird die Heiligen 
Stätten aller Religionen sicherstellen und den Grundsätzen der Verfas-
sung der Vereinten Nationen treu sein.4

Tatsächlich: Der Staat Israel verstand sich dem Geist dieser 
Unabhängigkeitserklärung nach als jüdischer und demo-
kratischer Staat; jüdisch vor allem deshalb, weil das 1950 
verabschiedete ‚Rückkehrgesetz‘ jeden Juden auf  der Welt 
berechtigt, dorthin einzuwandern – im Unterschied zu den im 

4 Zit. n. Friedrich Schreiber / Michael Wolffsohn. Nahost. Geschichte und Struk-
tur des Konflikts. Opladen: Leske + Budrich 1987, S. 128.
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Krieg von 1948 von israelischen Milizen und Armeen vertrie-
benen etwa 700.000 Palästinensern, denen ein Rückkehrrecht 
versagt wird. 
Ein erster Entwurf  zu dem geplanten Gesetz wurde bereits 
im August des Jahres 2011 von Avi Dichter, einem Mitglied 
der Partei „Kadima“ vorgelegt. Mehr als drei Jahre später, im 
November des Jahres 2014, publizierte Netanyahus Büro die 
von ihm bevorzugte Version des Gesetzes:

The State of  Israel is the national state of  the Jewish People. It has equal 
individual rights for every citizen and we insist on this. But only the 
Jewish People have national rights: A flag, an anthem, the right of  every 
Jew to immigrate to the country and other national symbols. These are 
granted only to our people in its one and only state.5

Dem entspricht schon ein Teil der gegenwärtigen Rechts-
lage. Tatsächlich gab und gibt es zwar eine israelische Staats-
angehörigkeit, aber keine israelische Nationalität und damit 
auch keinen israelischen Souverän, kein israelisches Staats-
volk. So wies das höchste israelische Gericht im August des 
Jahres 2013 einen Antrag von 21 israelischen Staatsbürgern, in 
ihren Personalpapieren unter der Rubrik ‚Nationalität‘ anstatt 
‚jüdisch‘ ‚israelisch‘ eintragen zu lassen, mit dem Hinweis auf  
seine Unzuständigkeit ab. Seither gilt, dass Bürger israelischer 
Staatsangehörigkeit entweder eine ‚jüdische‘, eine ‚arabische‘ 
oder ‚drusische‘ Nationalität und damit unterschiedliche kol-
lektive Rechte haben.
Das Ende 2014 geplante Gesetz – auch in der relativ wei-
chen Fassung Netanyahus – könnte endgültig festschreiben, 
was der an der Ben-Gurion-Universität lehrende Geograf  
Oren Yiftachel schon seit Jahren behauptet: dass nämlich der 
Staat Israel keine Demokratie, sondern eine „Ethno kratie“ 
sei. In Ethnokratien verbirgt sich – so Yiftachel – hinter einer 

5 Zit. n. Tamar Pileggi: Ministers Debate Softened Version of  ‘Jewish State 
Bill’. In: The Times of  Israel, 12.07.2015. http://www.timesofisrael.com/
knesset-committee-to-debate-new-version-of-jewish-state-law/ (Zugriff  am 
30.09.2015).

http://www.timesofisrael.com/knesset-committee-to-debate-new-version-of-jewish-state-law/
http://www.timesofisrael.com/knesset-committee-to-debate-new-version-of-jewish-state-law/
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demokratischen Fassade die systematische Vorherrschaft 
einer ethnischen Gruppe; weitere Beispiele neben Israel sind 
Estland, Lettland, Serbien, Kroatien, Malaysia und Sri Lanka, 
zu denken wäre heute auch an das sogar vom US-amerika-
nischen, republikanischen Senator John Cain als „neofa-
schistisch“ bezeichnete Ungarn. Dass nämlich Israel eine 

„Ethnokratie“ ist, konnte der an der Universität Beer Sheva 
Geographie lehrende Oren Yiftachel in seinem bereits 2006 
erschienenen Buch “ Ethnocracy”. Land and Identity Politics in 
Israel/Palestine nachweisen.6
Sind Ethnokratien somit rassistisch? Gewiss nicht, wenn 
man unter ‚Rassismus‘ den exterminatorischen Biologismus 
der Nationalsozialisten versteht, wohl aber, wenn man die 
am 7. März 1966 von den Vereinten Nationen verabschie-
dete Resolution gegen ‚racial discrimination‘ zugrunde legt. In 
dieser Konvention bedeutet der Ausdruck „rassische Diskri-
minierung“ jede sich 

auf  Rasse, Hautfarbe, Abstammung oder nationale oder ethnische Her-
kunft gründende Unterscheidung, Ausschließung, Beschränkung oder 
Bevorzugung, die zum Ziel oder zur Folge hat, die Anerkennung, den 
Genuß oder die Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
gleichberechtigter Weise im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kul-
turellen oder jedem sonstigen Bereich des öffentlichen Lebens zu verei-
teln oder zu beeinträchtigen. 

Der Staat Israel hat diese Konvention 1966 unterschrieben 
und dreizehn Jahre später, im Januar 1979, in der Knesset rati-
fiziert. Abgesehen davon, dass der Staat Israel mit der mögli-
chen Verabschiedung des neuen Gesetzes seine Unterschrift 
unter der UN-Konvention zurückziehen müsste, werden aber 
auch die Beziehungen des selbst ernannten jüdischen Staates 
zur weltweiten jüdischen Diaspora massiv belastet. Tatsäch-
lich soll das geplante, die nichtjüdischen Bürger Israels weiter 
diskriminierende Gesetzgebung im Namen aller Jüdinnen und 
Juden auf  der Welt verabschiedet werden: ohne dass diese 

6 Oren Yiftachel: “ Ethnocracy”. Land and Identity Politics in Israel/Palestine. 
Phila delphia: University of  Pennsylvania Press 2006.
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jedoch die Möglichkeit haben, an dieser Gesetzgebung auch 
nur im Geringsten geregelt mitzuwirken. 
Indes: Noch während des Wahlkampfs 2014 protestierten 
maßgebliche Persönlichkeiten der israelischen Politik, ein-
schließlich des Staatspräsidenten Reuven Rivlin, gegen die 
geplante Gesetzgebung; schon heute wenden sich wesentliche 
Verbände des US-amerikanischen Judentums gegen den Vor-
schlag. Abzusehen ist daher, dass jene Juden der Diaspora, die 
die prophetischen, die universalistischen Werte des Judentums 
über nackten Partikularismus und blinden Selbstbehauptungs-
willen stellen, sich von Israel und dem Zionismus abwenden 
werden. Die damit aufziehende Krise, die künftige Spaltung 
des Judentums zeigt sich vor allem in den USA. Dabei geht 
es ausnahmsweise nicht um die ‚außenpolitische‘ Frage des 
israelischen Verhältnisses zu den Palästinensern, sondern 
um die Beziehungen zwischen Israel und der Diaspora. So 
bahnt sich in der Frage des geplanten Gesetzes eine Allianz 
zwischen den ansonsten verfeindeten ultraorthodoxen Anti-
zionisten und der größten US-amerikanischen Denomination, 
dem Reformjudentum an. So hat die renommierte Holocaust-
Forscherin Deborah Lipstadt, eine streitbare Unterstützerin 
Israels, vor einiger Zeit, im Dezember 2014, im Wall Street Jour-
nal davor gewarnt, dass das geplante Gesetz es Israels Feinden 
ermöglichen werde, respektabel aufzutreten. Lipstadt bean-
sprucht, mit ihrem Protest gegen das geplante Gesetz nur das 
Beste für den Staat zu wollen. Aber auch der Vorsitzende der 
bisher die Regierung Netanyahu bedingungslos unterstützen-
den Anti Diffamation League, Abraham Foxman, distanzierte 
sich. Vor allem aber protestierten rabbinische Vereinigun-
gen sowie jüdisch-theologische Hochschulen. So haben am 
30. November 2014 die Vorsitzenden der Vereinigungen des 
US-amerikanischen konservativen Judentums, das nicht mit 
dem Reformjudentum identisch ist, in einer Resolution offi-
ziell dazu aufgerufen, von einem Gesetz Abstand zu nehmen, 
das Israels sozialen Zusammenhalt sowie seine kostbarsten 
ethischen Werte schwächen werde.
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